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Union in 
Deutschland 

Sl^ighungsgeld 

Meilenstein in der 
Familienpolitik 
Qft y.erabschiedung des Gesetzentwurfs zur 
.«Währung von Erziehungsgeld und Erzle- 
"ftgsurlaub ist ein historischer Schritt für die 

JJNIlenpolitik der CDU. Was seit mehr als 
1 n" Jahren von der CDU gefordert worden 
«j. wird jetzt Wirklichkeit: Die Stärkung der 

für H e als einem der wichtigsten Grundpfeiler 
St«      Gedejnen unseres demokratischen 
ge,atswesens. Zugleich bringen Erziehungs- 
9ün Ünd Erzlenungsurlaub die Gleichberechti- 
Wal3 zwiscnen Mann und Frau und deren 
He/Jl,re'heit zwischen Beruf und Familie in ei- 

m bisher nicht gekannten Ausmaß voran. 
D^D rt. 
^irki famil'enpolitische Zielsetzung der Union ver- 
Dr uCht wirdi ist vor allem Bundesfamilienminister 
rTlüd|-e'ner Geißler zu verdanken, der sich mit uner- 
Wjd „r Beharrlichkeit, auch gegen zahlreiche zähe 
heut

erstande, für dieses Gesetz eingesetzt hat. Die 
ein '9e Entscneidung des Kabinetts ist deshalb auch 
neh

P
h
ersonl'cher Erfolg für Heiner Geißler. Er hat ei- 

2 Meilenstein gesetzt. 

tigUr!~
e9ründung des Erziehungsgeldes mit Beschaf- 

ft f 9s9arantie weist Bundesminister Heiner Geißler 
1.C   9ende Gesichtspunkte hin: 
nate

r2lenungsgeld von 600 Mark monatlich für 12 Mo- 
lst eine entscheidende Hilfe für junge Familien 
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und für die Wahlfreiheit der Eltern und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für 4,7 
Millionen berufstätige Frauen. 
2. Das Erziehungsgeld wird im Gegensatz 
zum bisherigen Mutterschaftsurlaubsgeld 
allen Müttern gegeben, also auch z. B. 
den Hausfrauen und den Selbständigen. 
3. Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 
können auch alternativ von den Vätern 
wahrgenommen werden. 

4. Für die Betriebe entstehen durch die In- 
anspruchnahme des Erziehungsurlaubs 
keine Kosten: 
a) Das Erziehungsgeld wird vom Bund be- 
zahlt. 
b) Die Kosten der Rentenversicherung für 
das erste Jahr werden vom Bund über- 
nommen. 
c) Die Erziehungsurlauber werden bei- 
tragsfrei in der Krankenversicherung wei- 
terversichert und sie bleiben in der Ar- 
beitslosenversicherung. 

5. Zum Kündigungsschutz: Die jetzige Lö- 
sung ist eine einfache, unbürokratische 
und sowohl für die Frauen wie für die Be- 
triebe gleichermaßen akzeptable Lösung: 
Während des Erziehungsurlaubs darf 
nicht gekündigt werden. In besonderen 
Fällen kann ausnahmsweise eine Kündi- 
gung von der für den Arbeitsschutz zu- 
ständigen Behörde als zulässig erklärt 
werden. Diese Regelung gilt bereits jetzt 
für die ersten 2 Monate des Mutterschut- 
zes und wird nach dem neuen Vorschlag 
ausgedehnt auf die ganzen 12 Monate, al- 
so auch für den 3. bis 8. Monat, für die 
bisher nach dem Mutterschutzgesetz ein 
absoluter und uneingeschränkter Kündi- 
gungsschutz vorgesehen war. Nach dem 
neuen Vorschlag sollte in der Begründung 
beispielhaft aufgezählt werden, welche 
Ausnahmen in besonderen Fällen ge- 
macht werden können, so z. B. bei Be- 
triebsstillegungen, bei Schließung einer 
Betriebsabteilung, wenn eine Umsetzung 

nicht möglich ist, oder z. B. wenn für ei- 
nen Kleinbetrieb eine Ersatzkraft nicht ge- 
funden werden kann, die befristet zur Ver- 
fügung steht. 
6. Neu soll eingeführt werden, daß Teilzeit- 
arbeit bereits ab dem 3. Monat bis untej 
20 Stunden in demselben Betrieb möglich 

ist; befristete Arbeitsverträge werden au 

Dauer für Ersatzkräfte erlaubt, die Erzie- 
hungsurlauber müssen 1 Monat vor Be' 
ginn des Erziehungsurlaubs den Erziß' 
hungsurlaub beantragen und verbind!^ 
erklären, in welchem Monat sie wieder,r 

den Betrieb zurückkehren wollen. Bei di^ 
sen Verbesserungen entstehen für die Be' 
triebe durch den Erziehungsurlaub kein 
Probleme mehr. 
7. Erziehungsurlaub ohne Arbeitsplatz^3' 
rantie bedeutet für 4,7 Millionen berufst»1' 
ge Frauen im Alter von 20 bis 40 Jahre 
das Risiko, im Falle der Schwangerscha<> 
den Arbeitsplatz zu verlieren. Diese FraüJ 
en vor die Alternative „entweder Kind o0e 

Arbeitsplatz" zu stellen, ist unverantwo"1 

lieh und mit den Grundsätzen der Sozia'e 

Marktwirtschaft nicht vereinbar. 

8. Familien- und kinderfeindliche Strukt 
unserer   Wirtschafts-   und   Gese ren ICH        UIIOCICI iiiiiaviiun- «•••». — 

schaftsordnung  müssen  abgebaut w 
den. Die jetzt noch geltenden trauen- urV 
kinderfeindlichen Strukturen haben d& 
geführt,    daß    in    der    Bundesrepub 
Deutschland heute auf 100 Todesfälle 
Geburten kommen und die BundesreP 
blik das Land mit dem höchsten Geb 
tendefizit ist. 
9. Die Beschäftigungsgarantie beim ErZ' 
hungsurlaub   kann   eine   entscheiden 
Entlastung des Arbeitsmarktes bring 
Nach Vorausschätzungen der Bundes 
gierung, auf denen auch die mittelfristig 
Finanzplanung beruht, werden im Ja  n 

1986 ungefähr 300000 berufstätige Frau 
oder Männer den Erziehungsurlaub in 
spruch nehmen. Wenn die Arbeitgeber 
für 300000 befristete Verträge mit Ersa 
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raften abschließen, wird der Arbeitsmarkt 
^ die entsprechende Zahl entlastet. Ar- 

beitskräfte stehen für befristete Arbeits- 
erträge ausreichend zur Verfügung. Nach 

e"* Ergebnis einer Strukturanalyse der 
/beitslosen und offenen Stellen im Sep- 
ernber 1983 waren allein im Bereich des 

D
ar<dels über 168000 Frauen arbeitslos. 
Ie Zahl der arbeitslosen Frauen im Be- 

ü'
Cn   der   sonstigen    Dienstleistungen 
erstieg 213000, im verarbeitenden Ge- 

erbe waren es fast 240 000. • 

J;°b vom Bundesbank- 
Präsidenten 
^ CDU/CSU-Fraktion unterstützt die 
g^shaltspolitische Linie der Bundesre- 
Sc,run9 in vollem Umfang. Die klaren Ent- 
ne pldungen der Bundesregierung für ei- 
bej 0rtsetzun9 der Konsolidierungspolitik 
cjje 9'eichzeitiger Steuerentlastung sowie 
W6rd 

cn,usse zum Subventionsabbau 
die 'hre P°sitiven Auswirkungen auf 

' Weitere Wirtschafts-  und  Beschäfti- ge    —"0|B   vvirisgnans-   una   be 
ö.  9sentwicklung nicht verfehlen. 

twe Auffassung vertritt auch Bundes- 
te e präs'dent Pohl. Ausdrücklich begrüß- 
Öunrt d'e sParsame Haushaltspolitik der 
1988 

esre9'erung und die für 1986 und 
[j. Vorgesehenen Steuersenkungen. 
i»e 

Du/CSU-Fraktion wird in den kom- 
Qber ln Parlamentarischen Beratungen 
9er»e i n Hausnaltsentwurf 1986 durch ei- 
ÖUnd 

ln,tiative bemüht sein, das von der 
Werte

e^re9'erung erreichte bemerkens- 
veru Konsolidierungsergebnis weiter zu 
sich d

SSern- Auf diese Beratungen werden 
^tio'e Haushaltsgruppen der Koalitions- 
Hach 

nen Anfang September unmittelbar 
l98ß | r }' Lesung des Bundeshaushalts 
^abejn e'ner K|ausurtagung vorbereiten. 
^n rJVerden alle Haushaltspositionen auf 
Carste

rufstand gestellt, sagte Manfred 
der CDIS' haushaltspolitischer Sprecher 

UU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Warschau gegen 
Jugendaustausch 
Die von Bundeskanzler Helmut Kohl 
vorgeschlagene Gründung eines 
deutsch-polnischen Jugendwerks ist 
von der polnischen Regierung er- 
neut abgelehnt worden. Mehr Be- 
gegnungen der Jugend beider Staa- 
ten ist seit langem ein Wunsch vieler 
Deutscher. Seit 15 Jahren erhoffen 
alle deutschen Parteien einen ver- 
gleichbaren Austausch, wie er mit 
der Jugend Frankreichs im besonde- 
ren, doch ganz allgemein mit fast al- 
len freien Staaten dieser Welt vor 
sich geht. 

Warum mißachtet die polnische Regierung 
diesen Wunsch und knüpft ihn fortgesetzt 
an unerfüllbare Bedingungen? Diesmal 
stellt Warschau die Bedingung, daß erst 
die Empfehlungen der Schulbuchkommis- 
sion verwirklicht werden müßten, ehe man 
daran denken könne, die Jugend beider 
Länder auszutauschen. Dies heißt im Klar- 
text: Ehe nicht an allen Schulen gelehrt 
wird, daß keine Vertreibung, sondern ein 
geordneter Transfer der Bevölkerung in 
den Westen stattgefunden hat, lassen wir 
die Jugend nicht reisen. Das kann man 
Ignoranten zumuten, aber nicht Men- 
schen, die dabei nahezu zwei Millionen ih- 
rer Angehörigen verloren haben, stellt 
MdB Hans Stercken fest. 

Der. deutsch-polnische Jugendaustausch 
könnte gerade dieses Verständnis för- 
dern. Junge Polen würden von ihren deut- 
schen Gastgebern hören, daß sie den 
Frieden genauso lieben wie sie. An die 
Stelle des nationalen Denkens würde ein 
neues Gefühl für europäische Zusammen- 
arbeit treten, das aber schwerlich aufkom- 
men kann, wenn die polnische Regierung 
mit fadenscheinigen Begründungen den 
Austausch verwehrt. 
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• OSTPOLITIK 

„Wenn ich polnischer Korrespondent wäre..." 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat vor der Bundespressekonferenz erklärt, was er 
seinen Lesern berichten würde, wenn er polnischer Korrespondent In Bonn wa- 
re. Der Vertreter der polnischen Zeltung „Zycle Warszawy" (Warschauer Le- 
ben), Zbigniew Ramotowskl, hatte Kohl zuvor Im Zusammenhang mit dem 
Streit um die Ostgrenzen die Frage gestellt, was er schreiben würde, wenn er 
an seiner Stelle wäre. 
Helmut Kohl: „Ich würde zuerst mitteilen, was die polnische Regierung und die 
deutsche Regierung beim Warschauer Vertrag ausgehandelt haben. Ich würde 
den Leuten dann den Text hinschreiben, und zwar nicht einen gekürzten Text, 
sondern den ganzen Text. Und ich würde meinen Lesern dann schreiben, daß die 
damalige polnische Regierung — ich denke, die heutige ist völkerrechtlich in der 
Kontinuität — gesagt hat: Das ist ein, Vertrag mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, aber das ist kein Vertrag mit einem Deutschland, das möglicherweise zu ir- 
gendeinem Zeitpunkt erst in Generationen seine Einheit gefunden hat. Dann wür- 
de ich ihnen zum dritten sagen, daß die Deutschen aus der Geschichte gelernt 
haben. 
Ich würde den polnischen Lesern niederschreiben, daß die meisten Deutschen 
heute leidenschaftlich dafür sind, daß es ein polnisches Jugendwerk gibt und daß, 
wenn die polnische Regierung uns in diesen Ferien, in vierzehn Tagen, mitteilen 
würde: Wir haben 50000 junge Polen zwischen 12 und 17 Jahren, Herr Bundes- 
kanzler, sind Sie bereit, diese Polen in deutschen Familien unterzubringen?, icn 
es auf mich nehmen würde, dem polnischen Staats- und Regierungschef zu sa- 
gen: Binnen einer Woche sind diese 50000 Kinder in deutschen Familien unterge- 
bracht. . t 
Und dann würde ich als viertes Ihren Lesern schreiben: Was uns sympathisch ist 
an den Deutschen, ist, daß es dort keine Revanchisten gibt, von ein paar Verrück- 
ten abgesehen — aber die Psychiater behaupten ja, in einer modernen Industrie- 
gesellschaft seien vier Prozent der Bevölkerung eigentlich reif für eine Anstalt --» 
aber die gehören dann in den Bereich der Medizin und nicht der Politik, finden wir 
hier keine Revanchisten. 
Als letztes würde ich sagen: Es wäre ganz nützlich, wenn man den Polen, ein- 
schließlich des Kardinals und Primas der Bischofskonferenz, einmal auch sagen 
würde: Es ist doch eigentlich eine gute Sache, daß die Deutschen privat in jener 
kritischen Jahren, als das Kriegsrecht verhängt wurde, 300 Millionen Mark gesam 
melt haben. Ich würde weiterhin berichten, daß heute früh die Frau eines Bundes 
tagskollegen rein zufällig am Telefon erzählt hat, daß sie heute zur 42 Lastwagen 
fahrt mit privaten Hilfsgütern, die sie gesammelt hat, nach Polen aufbricht. 
Und wenn Sie das Ihren Lesern schreiben würden, dann würden Sie von Ihren'Le- 
sern die Antwort bekommen, da ist endlich einmal einer,  der die Wahrhe 
schreibt über die deutsch-polnischen Beziehungen. 
Und dann können Sie mir noch das Honorar für den Artikel schicken. Ich übende 
se das dann, wie alles, an die Parteikasse und lasse mich dann von Herrn Scnny 
dazu einvernehmen. * 
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ENZYKLIKA „SLAVORUM APOSTOLI" 

Jie CDU begrüßt das Eintreten 
qes Papstes für die Einheit Europas 
(Dia *n*yklika -slavorum apostoli 
Jos Apostel der Slawen) von Paps 

nannes Paul II. erklärt der Gene- ral. 
8ch     etär der Chr,st»ch Demokrati- 
en Union Deutschlands, Bundes- 

ämter Heiner Geißler: 

Q'e CDU Deutschland begrüßt das Ein- 
%t en des PaPstes für die politische, 
^sSChaftliche und kulturelle Einheit Euro- 
f(jr 

Und seine nachdrückliche Forderung 
'H Beacntun9 der Menschenrechte, 
^en

esor>dere der Gewissensfreiheit, der 
,n 

Schenwürde und der Religionsfreiheit 
0st 

en kommunistisch regierten Staaten 
d6r ^

r°pas. Es ist bemerkenswert, daß 
die Mapst Qerade jetzt seine Stimme für 
dern 

enschen in Osteuropa erhebt, nach- 
tr^ff. s erste Menschenrechts-Experten- 
^ n der Teilnehmerstaaten der Konfe- 
k £u

Uber Sicherheit und Zusammenarbeit 
tes c

r°Pa (KSZE) in Ottawa ohne konkre- 
te p

r9ebnis 2U End© gegangen ist. 
W Du erinnert daran, daß sich die So- 
l975

ni0n und die Staaten Osteuropas 
DflicJ

n der Schlußakte von Helsinki ver- 
Qiw J* haben, die „Menschenrechte und 
V Jäheiten, einschließlich der Gedan- 
W Qewissens-, Religions- oder Über- 
%r F> 9sfreineit für al|e ohne Unterschied 
%r 

asse. des Geschlechts, der Sprache 
^s h6r Rel'9'onu zu achten. Darüber hin- 
ti6 

hat 
nschii 

sich  der Ostblock verpflichtet, 
Smnliche   Kontakte   und   Familienzu- 
tl6n   

enführung zu gestatten. 
qNt°Ch muß festgestellt werden, daß 
"*i |^ die Menschenrechtsverletzungen 
h'Cht ^mun'stischen Herrschaftsbereich 
%5B6endet wurden. Obwohl sich die 

^tun interr,ational zur Einhaltung und 
9 der Menschenrechte verpflichtet 

hat, verweigert sie systematisch deren 
Anwendung in ihrem eigenen Herrschafts- 
bereich. Sie verschanzt sich hinter einem 
Souveränitätsdogma, um ungestört ihrer 
Machtpolitik nachgehen zu können. 
Gleichzeitig scheut sie sich aber nicht, die 
Menschenrechtsfrage in propagandisti- 
scher und diffamierender Weise als Waffe 
gegen die westlichen Demokratien einzu- 
setzen, wie die Konferenz in Ottawa ge- 
zeigt hat. 
Den westlichen Vorstellungen von den in- 
dividuellen Menschenrechten, die der ein- 
zelne gegenüber dem Staat beanspru- 
chen darf, setzt der Osten seine Auffas- 
sung von den kollektiven Rechten entge- 
gen, die der Staat seinen Bürgern ge- 
währt. Die Sowjetunion und ihre Verbün- 
deten versuchen — unter dem Vorwand 
eines anderen Menschenrechtsverständ- 
nisses — sich ihren Verpflichtungen zu 
entziehen, die sie mit der Unterzeichnung 
der KSZE-Schlußakte übernommen ha- 
ben. Es kommt jetzt mehr denn je darauf 
an, die Sowjetunion und ihre Verbündeten 
nachdrücklich auf die Einhaltung der ein- 
gegangenen Verpflichtungen zu drängen 
und immer wieder auf Verletzungen der 
Menschenrechte hinzuweisen. 
Die CDU hat sich auf der ethischen 
Grundlage einer christlichen Politik in der 
Vergangenheit immer eingesetzt für die 
Verwirklichung der Menschenrechte in al- 
ler Welt und für den Kampf gegen Men- 
schenrechtsverletzungen, wo immer sie 
stattfinden. Als Anwalt der Menschen- 
rechte in aller Welt wird die CDU unbeirr- 
bar an ihrem Einsatz für die Verwirkli- 
chung der Menschenrechte als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft festhal- 
ten. 
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SPD 

Demagogie und 
Hetzkampagnen 
Die spürbar wachsenden wirtschaft- 
lichen und sozialpolitischen Erfolge 
der Regierung Helmut Kohl, Ergeb- 
nis ihres konsequenten Konsolidie- 
rungskurses, bleiben natürlich auch 
der SPD nicht verborgen. Und in 
Bonn ist nicht mehr zu verheim- 
lichen, daß sich der Genossen eine 
gewisse Unruhe bemächtigt. Wie  . 
üblich bei den Sozialdemokraten 
suchen sie diese Nervosität hinter 
einer Steigerung ihrer aggressiven 
Haltung zu verbergen. Denn wenn 
die SPD auch nichts vorzuweisen 
hat: Demagogische Energie hat sie 
reichlich, erklärte Walter Brückmann, 
stellvertretender Sprecher der CDU. 

So ist die gegenwärtige Strategie der 
SPD ausnahmslos darauf angelegt, 

unbeschadet aller Fakten Stimmung in ih- 
rem Sinne zu erzeugen: 
• Die SPD scheut sich nicht, Umfrage- 
zahlen über Niedersachsen zu verbreiten, 
die an den Haaren herbeigezogen sind 
und die das SPD-nahe Institut „Infratest" 
vollends in den Geruch der Unseriösität 
gebracht haben. 
• Die SPD setzt, so jetzt wieder Glotz, 
ständig neue Arbeitsbeschaffungspro- 
gramme in die Welt, wobei es ihr nur dar- 
auf ankommt, daß die abenteuerliche Be- 
hauptung hängenbleibt, die SPD könne in 
kurzer Zeit die Arbeitslosenzahl um eine 
Million verringern. 
• Die SPD betreibt gemeinsam mit dem 
DGB die unverantwortliche Hetzkampa- 
gne der „neuen Armut". Gleichzeitig 
scheut sich die Rau-Regierung in Nord- 

rhein-Westfalen nicht, die beträchtlich 
höhten Regelsätze der Sozialhilfe wese^ 
lieh geringer als im Bundesdurchscn^ 
anzuheben. Was sich der frömmelnde P 
hier leistet, ist nur ein Beispiel für den « 
nischen     Hintergrund     sozialdemokj- w 

sehen Verhaltens. Die konsequente ro 
setzung   der  jetzigen   Regierungsp0 , 
durch Helmut Kohl wird diesen Char»", 
der SPD in den kommenden Monaten ^ 
ter entlarven. 

Europas Mittelstand hat 
zahlreiche Forderungen 
Der Mittelstand brauche keine -Bonbon 
sondern nur die geeigneten Rahme ^ 
dingungen   zur   Entfaltung   seiner   ^ 
stungskraft, meinte der Vorsitzende  . 
Mittelstandsvereinigung   der   CDU/  ^ 
Professor Gerhard Zeitel, in Madria ^ 
der vierten Generalversammlung der ^ 
ropäischen   Mittelstands-Union   (E^' j0r 
Bei der Tagung wurde  eine  Resol   ^ 
verabschiedet, in der es hieß, daß d' j-jp 
ropaweite Arbeitslosigkeit nur durcn^jf. 
menneugründungen im Bereich des<   J 

telstands beseitigt werden könne, ° ^ 
kleinere Unternehmungen durch ibr0 ^ 
xibilität dem Strukturwandel gewa^wu' 
seien. Für die europäischen Gremien gs 
de eine Erleichterung der Entscheid   ^ 
prozesse gefordert; außerdem wuro  ^ 
Einführung von Euronormen verlang^ 
Handelshemmnisse zu beseitigen-    ^ 
wurde eine Reihe von Steuererleicn    | 
gen vorgeschlagen, um die Wirtscn 
beleben. -iit 
Gleichzeitig wurde die Bedeutung de 0\c 
telständischen Betriebe für den tec    ^ 
gischen Fortschritt unterstrichen, a  ^ 
nen während der letzten Jahre zwei ^ 
der Patentanmeldungen gekommen   ^ 
Allerdings   wurden   die   Schwierig   ^ 
beim   europäischen   Technologie*      e 
beklagt, wie überhaupt die Schaff     ^ 
nes europäischen Binnenmarktes      J 
Einschränkung der Handelsbarrier 
auch der Bürokratie verlangt wurde • 
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I MITTELSTAND 

^ein Grund zum Pessimismus: 
Qje Regierung Kohl arbeitet gut 
h'chttlmmUn9 'm Mlttelstand ist 

zu- |ftt 
ni 9erade gut. Das hat sich 

m*     den NRW-Wahlen gezeigt, 
%' der«en der Mittelstand seiner Ent- 
Viei    Un9 auch Luft gemacht hat. 

e'e Mittelständler sind zur FDP ge- 
beii**n' naben SPD gewählt oder ha- 
9ah Sloh verunsichert der Stimmab- 
de^®nthalten. Was ist die Antwort 
Heih       darauf? Generalsekretär 
-•niH   Gelßler 9ab der Zeitschrift 
In d"

elstandsmagazin" ein Interview, 
g*m er u.a. sagte: 

U^s Ergebnis der Landtagswahl in 
'jordrhein-Westfalen war für die CDU 
Warnzeichen.   Es   kann   uns   nicht 

^n 

d* 
'ChgO,t ig sein, wenn eine große Zahl 

V^j   '^elständler  ihren   Protest   in  der 

VhdeUtlich 9emacht haben- Das Wähl- 
er nis kann nun allerdings nicht Anlaß 
$ejn ^

irtschaftspolitischen Aktionismus 
CrjU ielrr,ehr ist es notwendig, daß die 
*e|$ta n den kommenden Jahren ihre mit- 
h6r ^Politische Perspektive deutlich 
b&g ste"t und die Bundesregierung die 
^he?

nene wirtschafts- und finanzpoliti- 
sch lnie der Verbesserung der Rahmen- 
de ^Un9en konsequent weiterführt. Un- 
%r § °!'tik ist eine Politik der Erneuerung 
,, b °2,a|en Marktwirtschaft. 

\ ir!Cheidend für die weitere Entwick- 
le^ Mittelstand ist, daß die Bundesre- 
\ u

9 wichtige Schritte unternommen 
%)lem 

den Mittelstand von unnötigen 
\ gentierungen zu befreien. Wir för- 
Xgi Xlstenzgründungen und neue Tech- 
V V\,n Und stärken die Investitionsfähig- 

lr Müssen den technischen Fort- 

schritt gerade bei den kleinen und mittle- 
ren Unternehmen voranbringen. Denn die 
mittelständischen Unternehmen sind in 
Wirklichkeit die Träger des technologi- 
schen Fortschritts; dies ist nicht allein die 
Großindustrie. Durch eine unzureichende 
Ertragslage und fehlendes Eigenkapital ist 
ein strukturelles Innovationsdefizit gerade 
auch bei kleinen und mittleren Unterneh- 
men entstanden. Wer nicht risikofähig ist, 
ist auch nicht innovationsfähig. Deshalb 
ist es richtig, daß die Bundesregierung 
durch das Gesetz über Unternehmensbe- 
teiligungsgesellschaften den mittelständi- 
schen Unternehmen den Zugang zur Bör- 
se erleichtern will. 

...Für den Mittelstand gibt es keinen An- 
laß zu Pessimismus. Die Regierung Hel- 
mut Kohl arbeitet gut. Deshalb ist es not- 
wendig, die Erfolge der Regierung offen- 
siv nach außen zu vertreten. Dennoch 
geht vielen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern unsere Politik der wirtschaftlichen 
Erneuerung nicht schnell genug. Ich kann 
den Ungeduldigen und Zweiflern nur sa- 
gen: Die Folgen der von der SPD 13 Jahre 
lang betriebenen Mißwirtschaft lassen 
sich nicht in 30 Monaten beseitigen. Wer 
als Handwerker oder als Kaufmann eine 
vollkommen heruntergewirtschaftete Ein- 
zelfirma in 21/2 Jahren saniert, wird Bewun- 
derung und Aufsehen erregen. Es dauert 
jedoch länger, eine durch politische Fehl- 
entscheidungen abgewirtschaftete Volks- 
wirtschaft mit zerrütteten öffentlichen Fi- 
nanzen zu sanieren und die Voraussetzun- 
gen für mehr Beschäftigung und zukunfts- 
sichere Arbeitsplätze zu schaffen. 
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PRESSE 

Helmut Kohl 
überreichte 
Journalistenpreis der 
Adenauer-Stiftung 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat am 
Montag, 15. Juli 1985, fünf Lokaljour- 
nalisten aus dem Bundesgebiet für 
„bürgernahe und engagierte" 
Berichterstattung mit dem Journali- 
stenpreis der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung ausgezeichnet. Bei einer Feier- 
stunde in der CDU-Parteizentrale 
würdigte er zugleich den freien Wett- 
bewerb und die Meinungsvielfalt der 
Zeitungen, die nach seiner Auffas- 
sung auch bei den neuen elektroni- 
schen Medien gelten sollten. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
hat den mit fast 20 000 Mark dotierten 

Lokaljournalistenpreis bereits zum fünften 
Mal vergeben. Sie wolle mit der Preisver- 
leihung die Bedeutung des Lokaljournalis- 
mus „als Orientierungshilfe für den Bür- 
ger" unterstreichen, erklärte KAS-Vor- 
standsmitglied Dr. Konrad Kraske, der 
den erkrankten Stiftungs-Vorsitzenden Dr. 
Bruno Heck vertrat. Daß diese Initiative 
der KAS „auf fruchtbaren Boden gefallen" 
sei, beweist seiner Meinung nach die 
wachsende Zahl von Einsendungen — es 
beteiligen sich insgesamt 165 Lokaljour- 
nalisten beziehungsweise -redaktionen. 
In seiner Festansprache nannte der Kanz- 
ler den Lokalteil „das Herzstück der Zei- 
tung". Er belegte dies mit Umfrageergeb- 
nissen, wonach 80 Prozent der Leser dem 
Lokalen den höchsten Stellenwert unter 
allen Ressorts einer Zeitung beimessen. 
Der mit 6000 Mark dotierte erste Preis 
des Wettbewerbs der KAS fiel an die vor 

eineinhalb Jahren gegründete BezirKS 
daktion Pegnitz des in Bayreuth ersC

hff 

nenden Nordbayerischen Kuriers für' 
redaktionelle Gesamtleistung. 
Der zweite Preis in Höhe von 4000 Mf 
ging an die Pirmasenser Zeitung für e . 
Serie über die Chancen und Möglich 

sN^i 
ten für junge Selbständige. 
Mit dem dritten Preis (2500 Mark) •• 
die Kölner Redaktion des „Express 
die Serie „Mein Freund ist Türke" auS9 

zeichnet. ,r 
Sonderpreise für „herausragende ]°ü{0$ 
stische   Einzelleistungen"   erhielten 
Journalistin Angela Lamza (Reckling 
ser Zeitung) für eine seit sieben Jahrei   , 
scheinende Sonderseite „Senior AK1 ^ 
und Uwe Bogen von der Pforzheime'. 
tung für eine Reportagenserie über U   . 
le und das Schicksal schwerbehind ^ 
Unfallopfer. Beide Preisträger reisen 
jeweils 14 Tage zum ehemaligen Ferie 
mizil Konrad Adenauers in CadenabD"   f 

Corner See. 

Bundesrat stimmte zu g 
Der Bundesrat hat am Freitag, dem -^. 
1985, dem vom Bundesminister der• 
teidigung, Manfred Wörner, eingebt ^ 
Gesetz zugestimmt. Damit ist der ^ 
frei, der zunehmenden Überalterung 
militärischen Führer in den Streit* ^ 
erfolgreich entgegenzuwirken. DaS,jcfit 
1. April 1986 wirkende Gesetz errrtög ^ 
• die vorzeitige ZurruhesetzunjJ ^ 
1 200 Berufsoffizieren in der Laufban 

ism^ 
Truppendienstes, 
• die Bewilligung von 250 zu 
Planstellen in künftigen Haushalten. ^ 
• die Übernahme von 50 Berufsoff'* ^ 
der Laufbahn des Truppendienstes ^ 
Schlußverwendungen ziviler Verwarf 

,ifür( f 
Dieser Beschluß gibt den Weg frei   jfi $ 
Struktur der Streitkräfte bis weit 
90er   Jahre   hinein. 
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• HINTERBLIEBENENRENTE 

Frauenfreundliche 
und sozial gerechte Lösung 
»Wir haben die Kraft, ein neues 
Kapitel in der Rentenversicherung 
aufzuschlagen", erklärt Bundes- 
*rbeitsminister Norbert Blüm anläß- 
lich der Verabschiedung des Geset- 
*es zur Neuordnung der Hinterblie- 
benenrenten und zur Anerkennung 
JJ°n Kindererziehungszeiten durch 
den Bundesrat (5. Juli 1985). 

Mit dem jetzt verabschiedeten Gesetz 
habe man erstens eine frauenfreund- 

lcne und sozial gerechte gesetzliche Lö- 
Surig der Hinterbliebenenrenten durchge- 
setzt und zweitens durch die Einführung 
°n Kindererziehungszeiten ein 100 Jahre 

ä'tes Unrecht für die Zukunft ausgeräumt. 
,ne Alternative zu diesem Gesetz habe 

es nicht gegeben. 
Iürn faßte die wesentlichen Inhalte der 
Regelung   der   Hinterbliebenenrenten 

^|e folgt zusammen: 

'  Die  Hinterbliebenenrente mit Freibe- 
*9 sei systemgerecht, weil nicht mit dem 
en System gebrochen werde, sondern 

s Werde weiterentwickelt. Dabei bleibe 
*n bei der bisherigen Unterscheidung 
'sehen Lohnersatz der Versichertenren- 
und Unterhaltsersatz der Hinterbliebe- 

nenrente. 

Seh       Mode" sei sozial gerecht, denn es 
Se

n°ne alle Bezieher kleiner Renten und 
darüber hinaus bei der Anrechnung 

n anderen Einkünften behutsam. 

—  "Mcii  sei  iciöiuiiysyeieuu,  weil 

Anrechnung nicht, wie bei der Teilha- 
di» .     Gesetz sei leistungsgerecht, weil 

b ' 
Set

rrente. schon mit der ersten Mark ein- 
fte?* s°ndem erst langsam oberhalb ei- 

s Freibetrages. 

• Das Gesetz sei frauenfreundlich, denn 
90 Prozent aller Witwen, die eine eigene 
Versichertenrente beziehen, erhielten 
auch zukünftig eigene Rente und Hinter- 
bliebenenrente voll nebeneinander. Nur 
bei den 10 Prozent der Witwen, die eine 
hohe eigene Rente hätten, ruhe die Wit- 
wenrente teilweise oder ganz. 
• Das Gesetz sei familienfreundlich, denn 
für jedes waisenrentenberechtigte Kind 
erhöhe sich der Freibetrag um 190 DM. 
• Das Gesetz sei kostenneutral, weil 
Mehrausgaben bei der Hinterbliebenen- 
versorgung alle Renten in Gefahr bräch- 
ten, und es sei praktikabel, weil es in der 
Praxis auch dann keine Probleme gäbe, 
wenn beide Ehepartner unterschiedlichen 
Versorgungssystemen angehörten. 

„Wir haben ein schwieriges Problem zu lö- 
sen", sagte Blüm, „denn wir mußten recht- 
lich die Männer gleichstellen; denn sie er- 
hielten bisher im allgemeinen keine Hin- 
terbliebenenrente, ohne die Lage der 
Frauen zu verschlechtern und ohne die 
Rentenversicherung mit Mehrausgaben 
zu belasten. Das ist uns mit der Hinterblie- 
benenrente mit Freibetrag gelungen, so 
daß die Neuregelung, die in der Öffentlich- 
keit breite Unterstützung gefunden hat, 
zum 1. Januar 1986 in Kraft treten kann." 

Blüm erinnerte daran, daß die Hinterblie- 
benenrentenneuregelung nur für die Zu- 
kunft gelte; für alle, die schon in Rente 
seien, ändere sich nichts, daß es große 
Übergangsfristen gäbe und daß Ehepaare 
über 50 Jahre drei Jahre Zeit hätten, sich 
zwischen altem und neuem Recht zu ent- 
scheiden. 
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Zu der Einführung 
von Kindererziehungszeiten 
erklärte Blüm: 
„Wir beenden ein lOOjähriges Unrecht. 
Wer zugunsten seines Kindes auf Er- 
werbsarbeit verzichtet, soll in Zukunft da- 
für ein Jahr bei der Rente angerechnet be- 
kommen." 
Die beste Lösung wäre gewesen, allen 
Frauen — auch allen, die schon in Rente 
Sjncj _ die Erziehungsjahre anzurechnen. 
Es gäbe nur ein Argument dagegen — 
und das sei leider schlagend: Es würde 5 
bis 6 Milliarden DM jährlich mehr kosten, 
und das sei nicht finanzierbar. Deshalb ha- 
ben wir uns entschlossen, jetzt das Mach- 
bare zu tun. Wir führen die Kindererzie- 
hungszeiten für alle Frauen ein, die nach 
Inkrafttreten des Gesetzes — also ab 
1986 — in Rente gehen oder 65 Jahre 
werden. 
„Es tut mir weh, daß wir das Erziehungs- 
geld nicht allen anrechnen können", sagte 
Blüm, „aber wir dürfen nicht mehr ver- 
sprechen, als wir halten können, und wir 
dürfen nicht länger warten, das zu tun, 
was wir tun können. Ich bitte die Mütter, 
denen wir das Erziehungsjahr nicht geben 
konnten, um Verständnis. Ich bin ganz si- 
cher, daß diese Generation — vor die 
Wahl gestellt, entweder nichts zu tun oder 
jetzt mit einem großen Schritt zu beginnen 
— gehandelt hätte wie wir." • 

... Kritik an SPD-Steuerplanen 
Der    Vorschlag     von     SPD-Bundesge- 
schäftsführer Peter Glotz, eine Art Steuer- 
Sonderabgabe zur Finanzierung eines Ar- 
beitsbeschaffungsprogramms     einzufüh- 
ren, ist von der CDU/CSU-Fraktion kriti- 
siert   worden.   Der   wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Matthias Wissmann, warnte vor einer 
Steigerung  der  Steuerlast.  „Wenn  man 

,  weiter an der Steuer- und Abgabenquote 
!   dreht, wird man die Arbeitslosigkeit nicht 
'   senken, sondern sie weiter erhöhen." 

Trauer um Werner Marx 
Mit Werner Marx verliert die Union ei- 
nen   ihrer   angesehensten   Kollegen. 
Werner Marx gehörte zu jenen Män- 
nern, die noch die Vorkriegszeit, vor al- 
lem  aber den  Krieg  und  die  Nach- 
kriegszeit in ganz besonderem Maße 
erlebten und erlitten. Als Frontsoldat 
wurde er sechsmal verwundet.  1948 
trat Werner Marx in die Christlich De- 
mokratische  Union  ein,  der seitdem 
sein unermüdliches Engagement galt. 
Seit Beginn seiner parlamentarischen 
Tätigkeit  gehörte Werner  Marx dem 
Auswärtigen Ausschuß an, zuletzt als 
Vorsitzender. Von 1969 bis 1980 führte 
er den Vorsitz im Fraktionsarbeitskreis 
für   Außen-,   Deutschland-,   Verteidi- 
gungs-,  Europa-,   Entwicklungs-  und 
Außenwirtschaftspolitik. 
Bundeskanzler   Helmut   Kohl   erklärt 
zum Tode von Dr. Werner Marx: Das 
frühe Ableben von Werner Marx hat 
mich auch ganz persönlich tief betrof- 
fen. Ich kannte ihn seit vielen Jahren 
als einen zutiefst redlichen und geradli- 
nigen Mann, der die Wertmaßstäbe sei- 
ner  persönlichen  Lebenshaltung  rrw 
Überzeugungskraft auch in seiner poli- 
tischen Arbeit vertreten hat. Werner 
Marx war ein überzeugter Demokrat, 
ein   vorbildlicher   Parlamentarier,   ein 
hochgeschätztes,  führendes   Mitglied 
der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands. 
Sein besonderes politisches Interesse 
galt von jeher der Außenpolitik, insbe- 
sondere der Gestaltung der Ost-West- 
Beziehungen. Er hatte die Gabe unO 
das Wissen, die aktuellen Entwicklun- 
gen in ihrer historischen Dimension JJ 
durchdenken und zu bewerten. &ie 

Konsequenz und Glaubwürdigkeit, mi 
der er seinen Standpunkt in diesen 
Fragen stets vertreten hat, trug ir»^ 
Ansehen und Respekt über die Partei- 
grenzen hinweg ein. 
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• DEMONSTRATIONSSTRAFRECHT 

Friedliebende Bürger 
Werden jetzt besser geschützt 
Mit der Novelle zum Demonstra- 
«onsstrafrecht, die am 28. Juni 1985 
m Deutschen Bundestag in 2. und 3. 
j-esung verabschiedet worden ist, ist 
'n einem wichtigen Punkt eine Wen- 
de in der Innen- und Rechtspolitik 
vollzogen worden. Damit wird ein In- 
strument zur besseren Bekämpfung 
tier Gewalt und des Terrors geschaf- 
Ten. Viele Mitbürger sind durch die 
^nehmende Brutalisierung bei 
-"entlichen Großveranstaltungen in 
*igst versetzt worden. 

Äflit der Reform haben wir auch eine 
•1 Fehlleistung der früheren Bundesre- 

gierung zurechtgerückt. Sie hatte durch 
lr,e angebliche Liberalisierung das Recht 
Urn Schutz des Landfriedens empfindlich 
uf9eweicht und damit die Verfolgung der 

j. r*Wallmacher und Gewalttäter bei öffent- 
°hen Veranstaltungen ganz erheblich er- 
chWert, erklärte MdB Karl Miltner. 

yUnftig werden bei Demonstrationen die 
rrnummung und das Tragen von soge- 

Schnt6n   Schutzwaffen   wie   Helm   und 
nild generell verboten sein und als Ord- 

Sch^SWidrigkeit bestraft werden. Straf- 
s härtend (Vergehen nach dem Strafge- 
4 2buch) wirkt die Teilnahme in dieser 
^^achung   bei   gewalttätigen   Demon- 

Auffti0nen' wenn der Betreffende trotz der 

Qe 
0rderung der Polizei entweder diese 

ah|9enstände  oder  Maskierungen  nicht 
egt oder sich nicht aus der gewalttäti- 

abi 
Oft      »"    "y"=l     9\\*l\    llllil 

D 
n Menge entfernt. 

swlf werden das Grundrecht auf Demon- 
arid        friedl'che Demonstranten und die 

eren friedliebenden  Bürger vor  der 

Gewalt auf der Straße besser geschützt. 
Wer nichts zu verbergen hat, hat es auch 
nicht nötig, sein Gesicht zu maskieren 
oder sich zu bewaffnen. Jeder, der Erfah- 
rungen mit Gewalttätigen bei öffentlichen 
Versammlungen sammeln mußte, weiß, 
daß praktisch alle Drahtzieher und Kra- 
wallmacher sich vermummen oder bewaff- 
nen. Mit der Novelle zum Demonstrations- 
recht werden wir künftig an diesen harten 
Kern der Chaoten und Gewalttäter besser 
herankommen. Es handelt sich nach 
Schätzungen der Polizei um ca. 1 500 bis 
2000 herumreisende brutale Gewalttäter, 
die immer dann in Erscheinung treten, 
wenn es „Rabatz" gibt. 
Die Koalititon hat mit diesem Gesetzes- 
vorhaben einen wichtigen Teil der Koali- 
tionsvereinbarung erfüllt und ihre Hand- 
lungsfähigkeit auch auf dem schwierigen 
Sektor der Innen- und Rechtspolitik unter 
Beweis gestellt. • 

Ein Erfolg für Europa 
Staatssekretär Waldemar Schreckenber- 
ger informierte sich am 16. Juli 1985 am 
deutsch-französischen Grenzübergang 
Kehl/Europa-Brücke über den Erfolg und 
die praktische Handhabung der Erleichte- 
rungen im Grenzverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Frank- 
reich. Anlaß dieses Besuches war der er- 
ste Jahrestag des Abkommens über den 
schrittweisen Abbau der Kontrollen an 
den gemeinsamen Grenzen. Im Pkw-Ver- 
kehr treten seit der Unterzeichnung des 
Abkommens praktisch keine Stauungen 
mehr auf, ohne daß dies mit Sicherheits- 
verlusten erkauft worden wäre. 



UiD 23 • 18. Juli 1985 • Seite 12 

BEHINDERTE 

Verbesserungen bei 
der Freifahrt 
„Verbesserungen bei der Freifahrt 
für Schwerbehinderte im öffentlichen 
Personenverkehr können jetzt zum 1. 
Oktober 1985 in Kraft treten", erklär- 
te der Parlamentarische Staatsse- 
kretär im Bundesarbeitsministerium, 
Stefan Höpfinger, in Bonn, nachdem 
der Bundesrat einem entsprechen- 
den Gesetz zugestimmt hat. 

Die Verbesserungen im einzelnen: 
1. Gehörlose können — unabhängig da- 
von, ob sie in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt 
sind oder nicht — gegen Entrichtung der 
Eigenbeteiligung die unentgeltliche Beför- 
derung in Anspruch nehmen. 
2. Hilflose, die in ihrer Bewegungsfähigkeit 
im Straßenverkehr nicht erheblich beein- 
trächtigt sind, werden Hilflosen gleichge- 
stellt, die schon nach geltendem Recht 
die unentgeltliche Beförderung in An- 
spruch nehmen können. 
3. Die Befreiung von der Eigenbeteiligung 
wird auf alle „gehbehinderten" Schwerbe- 
hinderten erstreckt, die laufend auf Sozial- 
hilfeleistungen angewiesen sind. 
4. Die unentgeltliche Beförderung in Ei- 
senbahnen im Umkreis von 50 km um den 
Wohnort und in Verkehrsverbünden wird 
wieder eingeführt. 
5. Die Zahlung der Eigenbeteiligung — 
120 DM jährlich — wird dadurch erleich- 
tert, daß 
• Halbjahresmarken erworben und 
• Teilbeträge der Eigenbeteiligung zu- 
rückerstattet werden können, sofern der 
zu erstattende Betrag mindestens 30 DM 
beträgt. 

SOZIALHILFE 

Leistungen deutlich 
erhöht 
Ab 1. Juli 1985 gibt es für Sozial- 
hilfeempfänger höhere Leistungen. 
Alle Bundesländer erhöhen die 
Regelsätze für laufende Leistungen 
zum Lebensunterhalt deutlich. Die 
durchschnittliche Steigerungsrate 
wird voraussichtlich bei 7,9 % lie- 
gen. Dies würde beim Regelsatz des 
Haushaltsvorstandes einen Anstieg 
von gegenwärtig 356 DM im Monat 
auf 384 DM (Bundesdurchschnitt) 
bedeuten. 

Als Folge der Regelsatzanhebung erhö- 
hen sich ebenfalls im Durchschnitt um 

7,9 Prozent 
• die Mehrbedarfszuschläge für be- 
stimmte Personengruppen (z.B. ältere Hi' 
feempfänger, Erwerbsunfähige, Alleiner- 
ziehende, Behinderte), 
• bei erwachsenen Heimbewohnern dej 
Barbetrag zur persönlichen Verfügt 
(früher: Taschengeld), 
• die Familienzuschläge bei den für H'" 
fen in besonderen Lebenslagen maß9e' 
benden Einkommensgrenzen. 
Künftig erhalten auch Alleinerziehende rni 
einem Kind unter 7 Jahren (bisher mit 
Kindern unter 16 Jahren) und Hilfeempfay 
ger der Altersstufe 60 bis 65 Jahre (bisn* 
erst von der Vollendung des 65. Leberi 
jahres   an)   einen   Mehrbedarfszuschiay 
zum Regelsatz von 20 %; das sind etwa / 
DM monatlich. Die Grundbeträge der ej 
kommensgrenzen für Hilfen in besona 
ren Lebenslagen erhöhen sich um durc 
schnittlich 3 Prozent. In der Kriegsopj 
Versorgung erhöhen sich die Blinden!la- 
und das bei hochgradiger Pflegebedürrt y 
keit gewährte Pflegegeld. 
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I ENTBÜROKRATISIERUNG 

j^echtsbereinigungsgesetz 
bringt wesentliche Erleichterungen 
UJ! Deutschen Bundestag fand am 
JJ'ttwoch, 26. Juni 1985, die 1. Le- 
"n9 des Ersten Rechtsbereini- 

{»"igsgesetzes statt. Durch dieses 

un«?etz sollen künfti? 18 Gesetze 
^j Verordnungen völlig entfallen; in 
s '*eren 31 Gesetzen werden insge- 
$tr !ca-11° Einzelvorschriften zur 

Eichung vorgeschlagen. 

Mle mit dem Gesetzentwurf vorgeschla- 
genen Rechtsbereinigungsmaßnah- 

w n sollen für die Betroffenen und für die 
'Jriri a'tün9 wesentliche Erleichterungen 
Sta   ^erein^acnun9en   bringen,   erklärte 
der tSSekretär Horst Waffenschmidt bei 
l^ Einbringung des Gesetzentwurfes, 
g Teil dient der Gesetzentwurf auch 
2eit eicnun9 von Vorschriften, die durch 
We

a ,auT und durch Rechtsänderung not- 
^f\> • 9eworden 'st- Insbesondere sollen 
sCL6.'9e- oder Meldepflichten einge- 
^f 

anl<t Genehmigungserfordernisse 
^^gelockert oder abgeschafft, Wertgren- 
f^ anQehoben und Genehmigungsver- 
merk   durch   Konzentration   vereinfacht 
1 

en- Hierzu einige Beispiele: 

Vk    ^ereich  des  Bundesministers für 
öer     wircJ alle'n die Umwandlung des 

in 6j 
0rderungsbescheinigungsverfahrens 

ver, n® bloße Anmeldepflicht im Werkfern- 
Cg 1 

nr  jährlich   zu   einem  Wegfall  von 
2 ' °000 Verfahren führen. 

rig^ Bereich des Bundesinnenministe- 
'*9en S°" fur 9enenmi9un9spflichtige An- 
ren$ dadurch eine wesentliche Verfah- 
'^rtij rleicr,terung erreicht werden, daß die 
9gn 

Ssi0r>sschutzrechtliche Genehmi- 
y auch die Genehmigung nach Was- 

serrecht einschließen soll, der Antragstel- 
ler also nicht mehr mit zwei nebenein- 
anderlaufenden Verfahren belastet wird. 
3. Im Bereich des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten sol- 
len die Erlaubnispflicht für die Abgabe von 
Milch sowie der entsprechende Sachkun- 
denachweis für das verantwortliche Per- 
sonal in den Fällen künftig wegfallen, in 
denen Milch nur in verkaufsfertig bezoge- 
nen Packungen abgegeben werden. 

4. Im Bereich des Bundesministers für 
Wirtschaft soll z. B. die Möglichkeit eröff- 
net werden, daß die Industrie- und Han- 
delskammer die Voraussetzungen für die 
öffentliche Bestellung von Sachverständi- 
gen sowie deren Rechte und Pflichten 
selbst regeln können. 

5. Im Bereich des Bundesministers der Ju- 
stiz und des Bundesministers der Finan- 
zen sollen statistische Meldepflichten der 
Pfandbriefbanken, die einen erheblichen 
Aufwand mit sich bringen, beseitigt wer- 
den. 
6. Der Gesetzentwurf enthält auch eine 
Gruppe von Änderungs- und Ergänzungs- 
vorschlägen, die der Anpassung an das 
Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes 
dienen. Hier bestehen zwischen dem be- 
reits dem Innenausschuß zur Federfüh- 
rung zugewiesenen Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Bereinigung des Verwal- 
tungsverfahrensrechts und dem Entwurf 
eines Ersten Rechtsbereinigungsgesetzes 
sachliche Zusammenhänge. 
Inzwischen wird in der Bundesregierung 
schon das nächste Rechtsbereinigungs- 
gesetz vorbereitet. Die Bundesregierung 
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wird es so rechtzeitig vorlegen, daß es 
auch noch in dieser Wahlperiode des Bun- 
destages verabschiedet werden kann. 
Wir wollen bei der Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung nicht nur Vorschläge 
in einem Bericht zusammenfassen, wir 
wollen konkrete Schritte zur Entbürokrati- 
sierung verwirklichen, von denen die Bür- 
ger auch Vereinfachung wahrnehmen kön- 
nen, stellte Waffenschmidt fest. 
Im Zusammenhang mit dem Ersten 
Rechtsbereinigungsgesetz sind folgende 
weitere Initiativen zur Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung zusammen zu sehen: 
1. Zahlreiche Vorschläge zur Entbürokrati- 
sierung sind bereits neben dem Rechts- 
bereinigungsgesetz durch die Änderung 
von Gesetzen und Verordnungen in ein- 
zelnen Fachgesetzen bzw. Änderungsver- 
ordnungen realisiert worden. Als Beispiele 
nenne ich: 
a) Die Statistikbereinigungsverordnung 
1984 brachte den Verzicht auf Tausende 
von Fragebogen in der amtlichen Statistik, 
z. B. den Verzicht auf die Textilstatistik. 
Diese Verordnung hat Hunderttausende 
Statistikvorgänge bei Bürgern, Wirtschaft 
und Behörden eingespart. 
b) Mit dem Verzicht auf die regelmäßige 
Einholung von Führungszeugnissen bei 
der Erteilung von Führerscheinen werden 
ca. 1,2 Millionen Anfragen beim Bundes- 
zentralregister entbehrlich. 
Der Erste Zwischenbericht der Bundesre- 
gierung zur Rechts- und Verwaltungsver- 
einfachung vom Dezember 1984 nennt 
144 Bereiche, in denen solche Initiativen 
seit 1983 von der Bundesregierung einge- 
leitet worden sind. Viele dieser Initiativen 
wurden vorgeschlagen von der Unabhän- 
gigen Kommission für Rechts- und Ver- 
waltungsvereinfachung des Bundes, in 
der Vertreter von Bund, Ländern und Ge- 
meinden, Wissenschaft, Rechtsprechung 
und Wirtschaft unter meinem Vorsitz zu- 
sammenarbeiten. Dabei wurden auch be- 

reits zahlreiche der rd. 1500 Anregung^ 
ausgewertet, die Bürger, Betriebe, W 
bände und auch Behörden an die Unab' 
hängige Kommission geschickt haben. 

Die nächste besonders bedeutsame Init*' 
tive zur Rechtsvereinfachung neben de 
Sammelgesetzen zur Rechtsbereinigu• 
wird das neue Baugesetzbuch sein, de5 

sen Referentenentwurf fertig ist und <& 
noch 1985 vom Bundeskabinett veraf 
schiedet wird. 

2.  Sehr wichtig  im  Zusammenhang J: 
dem Rechtsbereinigungsgesetz sind ^e 

ter die 10 Prüffragen zur Gesetzgebung 
die das Bundeskabinett inzwischen für   . 
le Ressorts verbindlich gemacht hat. ^ 
Vorschlag der Unabhängigen Kommiss1^ 
soll mit diesem Verfahren das neue z° 
stehen überflüssiger Vorschriften verh' 
dert werden. 

Ferner ist auf folgendes hinzuweisen. v 

Verwaltungsbehörden wurden Empfeh1 

gen zu arbeitsgerechten und bürgernan 
Verfahren und für eine bürgernahe ^e „. 
tungssprache gegeben. Diese Empfeh1 

gen haben in den Verwaltungen große5 , 
teresse gefunden. 32000 Exemplare s" 
bestellt    und geliefert   worden,   da 
25000 an Bundesbehörden. Eine Neu* 
läge ist eingeleitet. Für ca. 25000 weit6 

Exemplare   erteilte   der   Bundesminis 
des Innern Nachdruckgenehmigungen 
andere Behörden. 

Alle Bemühungen zur Rechts- und.oCH 
waltungsvereinfachung   können   J 
nur erfolgreich sein, wenn dabei 
Länder und Gemeinden — wie di* 

IC 

den letzten Monaten geschehen '5e 

eng   zusammenarbeiten.   Der  mo» 
Rechts- und Sozialstaat braucht ein f 
wisses Maß an Gesetzen und Vero «*2   ußV' 

gen, aber es ist ein Irrglaube zu den    f 

daß alles schöner, besser und 9ere° (e- 
würde, wenn die öffentliche Hand e 

gelt. 
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• ÖFFENTLICHKEITS- 
ARBEIT 

SAAR 

"Gemeinsame 
5^kunft 
V(>n Nord und Süd? 
tyj. We|twirtschaftsgipfel und die Dritte 
du 

Ur<ter diesem Motto fand auf Einla- 
lj n9 der CDU am 19. April 1985 - anläß- 

ein des Bonner Weltwirtschaftsgipfels — 
^ öffentlicher Dialog mit der Gemeinsa- 
Kon Konferenz Kirche und Entwicklung im 

rad-Adenauer-Haus statt. 

^h|Ptredner war Bundeskanzler Helmut 
lit|k ' der zu dem Thema: Dritte-Welt-Po- 
v6n 

der Bundesregierung — Perspekti- 
^   aes Weltwirtschaftsgipfels, sprach. 

Jtere Redner waren: 

tes d
6s Dr Heinrich Reiß, Mitglied des Ra- 

'^d Sr Evan9e|ischen Kirche in Deutsch- 
erer? der" Thema: „Erfahrungen kirchli- 
an d 

ntw'cklungsarbeit und Erwartungen 
s0  

en weltwirtschaftsgipfer, 

Sit^enriBiSCh0f Dr Franz KamPhaus. Vor" 
stitja 

der der Deutschen Kommission Ju- 
lijngs

et Pa* unter dem Motto: „Entwick- 
tUng-Polltik  aus   christlicher  Verantwor- 

sit^hd 0rt hielt Karl Lamers- MdB- Vor" 
Snttyj ®r des Bundesfachausschusses 
öj    

Ck|ungspolitik der CDU. 
sch(jre

en9enannten Reden sind als Bro- 
'tyÄt Schienen und können beim 
\tfISancl2entrum, 
%*>* 1328, 

^lin    erSmo,d' bestellt werden. 

%is^
tabnahme: 50 Exemplare 

^sten ? Mindestabnahme: 35,50 DM 
elUNr.: 3663 

Lafontaines 
opportunistischer 
Aktivismus 
„Lafontaine macht unser Land 
kaputt!". Mit diesem Slogan warb die 
CDU Saar im Landtagswahlkampf. 
Leider bestätigt sich diese Aussage 
schon jetzt. 

Seit   der   Regierungsübernahme   des 
SPD-Linken Oskar Lafontaine bröckelt 

es in dem jüngsten Bundesland an allen 
Ecken und Kanten. Wenn die SPD dort 
von Aufbruch spricht, meint sie den Um- 
bruch, der in den sozialistischen Abbruch 
führt. Die von Lafontaine im Wahlkampf 
vorgelegten Rezepte zur Sanierung des fi- 
nanziell   angeschlagenen   Stahlkonzerns 
ARBED-Saarstahl   erweisen   sich   immer 
mehr als zerplatzte Seifenblasen. Andere 
Wahlversprechen nahm er schon zurück, 
als er die Staatskanzlei in Saarbrücken 
kaum von innen kennengelernt hatte. Statt 
sich um die vitalen Interessen des Landes 
zu kümmern, betreibt er eine Politik, die 
einem Anschlag auf den Rechtsstaat äh- 
nelt. Er hebt den „Radikalen-Erlaß" auf. 
Damit öffnet er Kommunisten und Neo- 
Nazis den öffentlichen Dienst, zieht linke 
Revolutionäre   und   Rechtsradikale   mit 
Pensionsanspruch auf.  Städte  und  Ge- 
meinden  an  der  Saar  dürfen  sich  als 
„Atomwaffenfreie Zone" auf den Ortsein- 
gangsschildern kennzeichnen. 
Lafontaines Politik des sinnlosen Aktivis- 
mus bietet vielleicht noch als „Höhepunkt" 
an, die netten Grenzlandschilder an den 
Übergangsstellen zu Frankreich und Lu- 
xemburg „Bienvenue Saarland" mit dem 
Zusatz zu versehen: Sozialistische Repu- 
blik,   erklären   MdB  Hans-Werner  Müller 
(Wadern) und MdB Werner Schreiber. 



UiD 23 • 18. Juli 1985 • Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

ZITAT 

Heile, heile Gänsche 
Es war einmal... Also: Es war einmal eine 
Zeit, da regierten in Bonn die SPD-Kanzler 
Willy Brandt und Helmut Schmidt. Es begab 
sich, daß die durchschnittliche Jahreszahl 
der Arbeitslosen von 149 000 im Jahr 1970 
auf 1 833 000 im Jahr 1982 anstieg, insge- 
samt um mehr als anderthalb Millionen Men- 
schen. Doch nur zweieinhalb Jahre später 
schickte sich der SPD-Bundesgeschäftsfüh- 
rer an, den großen und kleinen Kindern in 
Deutschland ein wunderschönes Märchen 
zu erzählen. Und das fing der Peter in diesen 
Tagen ganz listig an. 
Peter Glotz erzählte über Radio Luxemburg 
von einer SPD, die sich ganz viel zutraut. Sie 
traue sich zu, den Sockel der Arbeitslosig- 
keit innerhalb von zwei Jahren um eine Mil- 
lion Arbeitslose zu vermindern. Er sagte 
nicht: Weil wir es in unserer Regierungszeit 
geschafft haben, die Arbeitslosenzahl um 
gut anderthalb Millionen klettern zu lassen, 
können wir auch versprechen, einer Million 
Menschen ruckzuck wieder Arbeit und Brot 
zu geben. Das mußte Peter auch nicht sa- 
gen,   denn  Wiedergutmachung ist ja kein 

Thema für ein Märchen. Aber in jedem 
chen kann sich das Gute nur gegen Sclj^f 
rigkeiten durchsetzen, und da hielt Gjo 
nicht hinterm Berg: Natürlich müsse die Sr 
erst wieder regieren, um ihre gute Tat v 
bringen zu können. 
Alle wissen, daß ein Märchen ans Herz 9 
hen muß. Und so erzählte der Peter wie 
Großmutter   im   Ohrensessel   von   eil    l 

„zweiten Lastenausgleich" zum Abbau 
Arbeitslosigkeit. Da sperrten die lieben v 

triebenen unter seinen Hörern Mund und' 
se auf. Hatte nicht der erste Lastenausg'*' 
ihnen gegolten, ihnen allen, die Ende    . 
Krieges aus ihrer Heimat vertrieben w°r.jec 
waren? Nun werden sie im Märchen brU' 0\ 
lieh vereint, diejenigen, die unter Tode 
von Haus und Hof verjagt wurden, und' y Jj, 
die der böse Wolf im Schafspelz, der & 
Kanzler, aus ihrer Heimat „Arbeit" hetz'- 

Und wie nach dem Kriege alle in °*'e/*l,^ 
gelangt haben, um den Heimatvertriebe ^ 
zu helfen, so sollen auch jetzt wieder all ^ 
die Arbeitslosen in die Tasche greift-ent 
nächste SPD-Kanzler kassiert und ven^ 
und dazu singt er sein Lied -^e'je\,je s" 
Gänsche, 's ist schon wieder gut!" W ^ 
manches Märchen endet auch dieses- 
wenn sie — die teuren Illusionen der or ^ 
nicht gestorben sind, so leben sie noen ^ 

/< 

te. Die Welt, 16. Ju" 
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